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Änderungsantrag zu WB-FU-01

Von Zeile 197 bis 204:
Es muss sichere und legale Wege für Menschen auf der Flucht vor Krieg und Not
geben. Menschen sollen nicht länger auf unsicheren Booten ihr Leben riskieren oder
an den Grenzen Europas in schlecht ausgestatteten Lagern ausharren müssen.
Deswegen wollen wir die ausgesetzten Kontingente für Flüchtlinge und
Seenotrettungprogramme wieder einführen. Neben dem Asylrecht, das wir
unangetastet lassen, werden wir ein großzügiges Aufnahmeprogramm (UN-
Resettlement) des Bundes auflegen. Baden-Württemberg ist hier mit einem Kontingent
für vom IS verfolgte Frauen und Kinder vorangegangen. Wir setzen uns dafür ein,
humanitäre Visa einzuführen, die Menschen eine sichere Flucht ermöglichen.

Eine verantwortungsvolle und humanitäre Flüchtlingspolitik nimmt zuallererst den
Menschen und seine Schutzbedarf in den Blick. Dieser Anspruch ist Leitlinie unserer
Innen- und Aussenpolitik. Wir wollen verhindern, dass Menschen auf unsicheren
Booten ihr Leben riskieren oder an den Grenzen Europas in existenzielle Nöte geraten.
Deswegen werden wir auf europäischer Ebene für ein Seenotrettungsprogramm
eintreten und in Deutschland großzügige Aufnahmeprogramme schaffen. Diese
humanitäre Verantwortung tragen wir auch für Menschen, die bereits in Deutschland
leben und Schutz suchen. Sie dürfen nicht, wie im Falle Afghanistans, Opfer
innenpolitisch motivierter Zahlenspiele werden. Abschiebungen in Kriegs- und
Krisengebiete werden wir nicht mittragen und verhindern. Unser Ziel ist ein
bundesweiter Abschiebungsstop nach Afghanistan.

Begründung

Die Abschiebepolitik der Bundesregierung nach Afghanistan ist eines der derzeit eines
der am stärksten diskutierten Themen in der deutschen Asylpolitik. Wir Grüne haben
uns immer gegen Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete ausgesprochen, daher
ist es nur konsequent wenn wir uns zu dieser aktuellen Frage deutlich positionieren.
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